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FAQ-Liste zur Fachtagung zum Thema Gewaltschutz in der 

Eingliederungshilfe am 7.11.2022 

 

Fragebereich/ Frage Antwort 

Allgemein  

Wofür steht WTG? 
Im Rahmen der Novellierung des Wohn- 

und Teilhabegesetz NRW (WTG) wird der 

Gewaltschutz nochmal deutlich gestärkt. 

In den Impulsvorträgen wurde die 

Situation von Menschen mit geistiger 

Behinderung beleuchtet. Gibt es 

entsprechendes auch für Menschen mit 

psychischer Erkrankung? 

Die Fachtagung fußt auf den Ergebnissen 

der sog. Garbrecht-Kommission, die sich 

speziell auf die Bedarfe von Menschen mit 

kognitiven Beeinträchtigungen bezieht. 

Daher stand die Zielgruppe an dieser 

Stelle auch im Vordergrund. 

Die Landesinitiative Gewaltschutz NRW 

hat sich aber ausdrücklich zum Ziel 

gesetzt, den Gewaltschutz in 

Einrichtungen und Diensten der 

Eingliederungshilfe in NRW zu 

verbessern. Dies impliziert auch 

Angebote für Menschen mit psychischen 

Beeinträchtigungen. 

Personal/ Finanzierung  

Wird der LVR 4er Appartements mit 24 

Stunden Assistenz und ggf. 1:1 

Betreuung finanzieren? 

Der LVR als Träger der 

Eingliederungshilfe finanziert 

personenbezogene Assistenz ausgehend 

vom individuell notwendigen Bedarf. 

Wie soll der Gewaltschutz inkl. der dafür 

benötigten Fachkräfte bezahlt werden? 

Insbesondere in den Werkstätten für 

behinderte Menschen? Wird die Stelle 

einer Gewaltpräventionsfachkraft 

zukünftig vom Leistungsträger 

refinanziert? 

Die Finanzierung von Weiterbildungs- und 

Qualifizierungsmaßnahmen ist bereits 

heute Bestandteil der Vergütung und wird 

damit refinanziert. 

Auch die Rahmenleistungsbeschreibungen 

des Landesrahmenvertrages NRW geben 
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für das Fachmodul vor, dass „zur 

Erfüllung gesetzlicher Anforderungen 

notwendige zusätzliche personelle 

Ausstattung“ zu finanzieren ist. 

Wie können diese Forderungen bei dem 

momentanen Fachkräftemangel 

umgesetzt werden? 

Dem Landschaftsverband Rheinland als 

Träger und Erbringer von Leistungen der 

Eingliederungshilfe sind die 

Herausforderungen des aktuellen 

Fachkräftemangels sehr deutlich bewusst 

und es werden intensiv Lösungen 

diskutiert und Bemühungen 

vorgenommen, um eine qualitativ 

hochwertige Versorgung von 

leistungsberechtigten Menschen 

gewährleisten zu können. 

Wie kann eine angemessene 

Unterbringung und Versorgung von 

Klienten mit herausfordernden Verhalten 

in der Psychiatrie hergestellt werden? Im 

Rhein-Sieg-Kreis gibt es keine 

qualifizierte Station. 

Die Fachtagung fokussierte im 

Wesentlichen den Gewaltschutz in 

Angeboten und Diensten der 

Eingliederungshilfe (EGH). Eine 

Betrachtung der regionalen 

psychiatrischen Versorgungssituation war 

nicht Bestandteil der Tagung. 

Der LVR als Träger der EGH finanziert 

personenzentriert und bedarfsgerecht 

und sorgt für eine wohnortsnahe 

Versorgung. Sollten sich dabei regionale 

Versorgungsdefizite offenbaren, initiiert 

der LVR gemeinsam mit den 

Leistungserbringern 

Versorgungsarrangements. 

Wie können Einrichtungen genug Geld 

akquirieren, um genug gutes Personal zu 

binden? Stichwort kleine Gruppen? 

Der LVR finanziert personenzentrierte und 

bedarfsgerechte Leistungen – auch für 

Menschen, die sich dazu entscheiden 

(und für die das erforderlich ist), in einer 

kleinen Wohngemeinschaft zu leben. Die 

Akquise, das Binden und die 

Qualifizierung von Fachpersonal liegt in 

der Verantwortung der jeweiligen 

Leistungserbringer. 

Finanziert der LVR eine Bezahlung nach 

z.B. TVÖD für die Mitarbeiter einer 

Einrichtung? 

Der LVR refinanziert grundsätzlich eine 

tarifgebundene Vergütung von 

Mitarbeitenden. Die Tarifgebundenheit 

wird im Rahmen der einzureichenden 

Fachkonzepte berücksichtigt. Der TVÖD 
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richtet sich an Einrichtungen und Dienste 

in öffentlicher Trägerschaft. Einrichtungen 

und Dienste der freien Wohlfahrtspflege 

unterliegen teils eigenen Tarifverträgen. 

Welche Unterstützung sollte der LVR für 

die Einrichtungen einbringen, damit u.a. 

der Gewaltschutz auch wirklich 

umgesetzt werden kann? Es fehlt an 

Personal und attraktiven 

Arbeitsbedingungen! 

Der LVR als Träger der EGH macht im 

Rahmen des Eckpunktepapiers 

Gewaltschutz bei Leistungen der Sozialen 

Teilhabe konkrete Vorgaben zur 

konzeptionellen und passgenauen 

Umsetzung des Gewaltschutzes nach § 

37a SGB IX und unterstützt 

Leistungserbringer der EGH bei dessen 

Umsetzung. Die Umsetzung der 

Gewaltschutzkonzepte – wie auch die 

Personalakquise und die Gestaltung von 

Arbeitsbedingungen - obliegt den 

Leistungserbringern der EGH. 

Wie soll man die Personenzentrierung 

durchführen, wenn es beispielsweise 

immer noch Stufenmodelle der 

Finanzierung gibt. PMB max. Gruppe C 

wobei der bedarf meist 3x so hoch ist wie 

es möglich ist. 

Das Vergütungssystem in besonderen 

Wohnformen basiert momentan noch auf 

pauschalisierten Leistungstypen. Sollten 

diese Leistungen nachweislich nicht 

ausreichen, um den individuellen Bedarf 

zu bedienen, besteht die Möglichkeit, 

Einzelfallhilfen zu beantragen.  

Nach der sog. Umstellung II wird das 

System komplett personenzentriert und 

bedarfsgerecht umgestellt sein. Im 

Bereich der WfbM sollen mit dem 

Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX 

mit den Leistungserbringerverbänden 

Pilotumstellungen, mit 

personenzentrierten Leistungen, erprobt 

werden. 

Gewaltschutzkonzepte und 

Umsetzung 
 

Was braucht es, damit 

Gewaltschutzkonzepte keine Papiertiger 

sind, sondern in den Einrichtungen von 

allen gelebt werden? 

Gewaltschutzkonzepte sind zu erstellen, 

damit diese auch nachhaltig und 

nachweislich von Leistungserbringern 

umgesetzt und gelebt werden. Sowohl die 

Qualität, als auch ihre Umsetzung werden 

seitens des LVR als Träger der EGH 

überprüft. 
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Die konzeptionelle Ausrichtung eines 

Unternehmens sowie die Umsetzung 

eigener Konzepte obliegt immer den 

Leistungserbringern – im Rahmen der 

gesetzlichen Vorgaben – selbst. 

Im Rahmen der Sozialraumarbeit können 

die Leistungserbringer zukünftig neue 

Konzepte entwickeln. Dies kann eine 

gute Möglichkeit zur Vernetzung sein. 

Gibt es dazu schon gute Beispiele? 

Der LVR als Träger der EGH führt derzeit 

ein Modellprojekt zur Gestaltung von 

inklusiven Sozialräumen durch. Hier wird 

untersucht, wie durch die Gestaltung von 

inklusiven Leistungen im Sozialraum 

individuelle Teilhabebarrieren abgebaut 

werden können. Die Ergebnisse des 

Modellprojektes werden in die 

Ausgestaltung von Leistungen, 

einschließlich der Bedarfsermittlung, 

einfließen. 

Wird das Thema „Intersektionalität“ im 

Gewaltschutzkonzept integriert? Eine 

„Frauenbeauftragte“ ist nicht divers 

genug. Was sagen sie zu Rassismus oder 

Queerfeindlichkeit? 

Mehrfachdiskriminierung? 

Der LVR als Träger der EGH macht die 

konzeptionelle Vorgabe, dass 

Gewaltschutzkonzepte 

Vertrauenspersonen für den Gewaltschutz 

vorhalten sollen und bittet um sachliche 

Begründung, wenn dies nicht der Fall ist. 

Selbstverständlich duldet der LVR 

keinerlei Formen der Diskriminierung 

gegenüber bestimmten 

Bevölkerungsgruppen und hat sich hierzu 

in einem umfassenden Diversitykonzept 

selbst verpflichtet. 

Haben Sie Tipps, wie 

Gewaltschutzkonzepte partizipativ mit 

BewohnerInnen (Beirat) erarbeitet 

werden können, ohne dass sie mit der 

Gewaltthematik überfordert bzw. 

dadurch getriggert werden? 

Das partizipative Vorgehen bei der 

Erstellung von Gewaltschutzkonzepten 

muss mit Blick auf die 

leistungsberechtigten Personen 

selbstverständlich freiwillig sein. Ob die 

Thematik spezielle leistungsberechtigte 

Personen überfordert, bedarf einer 

fachlichen Einschätzung im Vorhinein 

durch die Leistungserbringer. 

Partizipation und Personenzentrierung 

bedeuten, die betroffenen Menschen an 

allen Belangen, die eigene Lebenslagen 

und Lebenssituation betreffend, teilhaben 

zu lassen und nicht im Vorfeld von 

vermeintlich kritischen Themen 

auszuschließen. 
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Werden bei der Nachsorge nicht die 

„Beobachter*innen“ von Gewalt 

vergessen? 

Die LVR-Vorgaben zur Erstellung von 

Gewaltschutzkonzepten schließen explizit 

auch den Umgang mit dritten Personen 

ein. 

Konsulentendienst KOMPASS  

Wie finanziert sich das Angebot des 

Konsulentendienstes? 

Das Beratungsangebot von Kompass wird 

auf Antrag einheitsbasiert durch den LVR 

als Träger der EGH finanziert. 

Wie häufig wird durch die Beratung 

Einzelfallhilfe beantragt? 

Die Beratung von KOMPASS und die 

Beantragung von Einzelfallhilfe sind 

unterschiedliche Aspekte. Die Aufgabe 

von KOMPASS liegt in erster Linie in der 

Identifikation von Beschreibungen der 

Bedürfnisse und die konzeptionelle 

Umsetzung. Die Beantragung von 

Einzelfallhilfe obliegt den 

Leistungsberechtigten bzw. den 

rechtlichen Vertretungen ggfls. mit 

Unterstützung der Leistungserbringer der 

Eingliederungshilfe. 

Kann das Konsulententeam auch in 

Anspruch genommen werden, wenn noch 

keine Eingliederungshilfe in Anspruch 

genommen wird bzw. werden kann? D.h. 

wenn jemand noch keinen Wohn- oder 

Arbeitsplatz hat bzw. finden konnte. 

Ja, das ist nach dem BTHG ausdrücklich 

möglich. Einzige Einschränkung ist, wenn 

sich Leistungsberechtigte in einer 

Maßnahme der Agentur für Arbeit 

befinden. Die Entscheidung über die 

Kostenträgerschaft folgt den Regularien 

der Sozialgesetzbücher. 

Kompass möchte unter systemischen 

Gesichtspunkten alle wesentlichen 

Akteure des Betreuungsprozesses 

beteiligen; gerade der Leistungsträger 

wird aber in der Regel nicht beteiligt. 

Warum nicht? 

Der Träger der EGH wird bereits jetzt 

schon in Einzelfällen beteiligt, in denen 

der Bedarf besteht. KOMPASS steht einer 

Ausweitung der Beteiligung offen und 

positiv gegenüber. Außerdem bewilligt 

der Träger der Eingliederungshilfe die 

KOMPASS-Leistung und ist somit auch 

formaler Auftraggeber und folglich 

beteiligt. 

Gibt es Beratungsangebote für 

Arbeitgeber*innen oder 

Mitarbeiter*innen, die Menschen mit 

Behinderungen oder psychischen 

KOMPASS berät vereinzelnd auch in 

diesen Fällen. Solche Beratungen haben 

bereits stattgefunden, wenn die 

betreffenden Personen die 

Eingangsvoraussetzungen erfüllen 
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Erkrankungen in ihrem Team haben, die 

Gewaltausbrüche haben? 

(vorliegen einer wesentlichen geistigen 

Behinderung). 

Dilemmata Katalog  

Können sie noch etwas präziser den 

Dilemmata-Katalog beschreiben? Ist das 

Instrument des Dilemmata Katalogs auch 

für andere Mitarbeiter oder nur für HPH 

Mitarbeiter zugänglich und nutzbar? 

Der Dilemmata-Katalog wurde im 

Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft 

bestehend aus Mitarbeiter*innen des 

LVR-Verbund HPH und unter Beteiligung 

des Dezernates Klinikverbund und 

Verbund Heilpädagogischer Hilfen 

entwickelt und wird seit je her als 

Unterstützung in den Einrichtungen des 

LVR-Verbund HPH verwendet. 

Dieses Instrument dient dazu, für das 

Themenfeld insbesondere der 

sexualisierten Gewalt zu sensibilisieren. 

Anhand von Übungen und bewusst 

uneindeutigen Situationsbeschreibungen 

sollen sich die Mitarbeiter*innen in ihrer 

professionellen Wahrnehmung und 

Haltung reflektieren und mögliche 

Vorgehensweisen diskutieren. 

Aktuell ist der Dilemmata Katalog ein 

Instrument des LVR-Verbund HPH und 

auf die dortigen Begebenheiten 

abgestimmt. 

In 2022 wurde darüber hinaus, unter 

Federführung des AK Gewalt-, Zwang- 

und Suizidprävention, eine Modifizierung 

des Dilemmata-Kataloges für die 

Fachbereiche Erwachsenenpsychiatrie, 

Maßregelvollzug und KJPPP für den LVR-

Klinikverbund erarbeitet. Das Instrument 

wurde Ende 2022 den LVR-Kliniken zur 

Verfügung gestellt.  

LVR-Verbund Heilpädagogischer 

Hilfen 
 

Wie werden Mitarbeiter/innen auf ihren 

Dienst in den Einrichtungen vorbereitet? 

Evtl.: lassen sich hieraus auch künftige 

Fachkräfte rekrutieren? 

Grundsätzlich gibt es ein 

Einarbeitungskonzept für neue 

Mitarbeiter*innen, welches über viele 

Jahre hinweg immer wieder 

weiterentwickelt wurde. Zeitgleich setzt 

der LVR-Verbund HPH auf Fortbildung 

und Qualifizierung, um den 
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Anforderungen des Alltags und des 

Klientel professionell begegnen zu 

können. 

Können Sie Ihre interne Qualifizierung 

„KUGA u. DOKI“ auch für freie Träger der 

Eingliederungshilfe öffnen oder das 

Schulungskonzept u. die Ausbilder*innen 

weitergeben? 

Bei der Qualifizierung „Kontrollierter 

Umgange mit physischer Gewalt und 

Aggressionen (KUGA)“ und „Dialog 

Orientierte Körperliche Intervention 

(DOKI)“ handelt es sich nicht um LVR 

eigene Qualifizierungsmaßnahmen. Dies 

sind Trainings- und 

Qualifizierungsprogramme freier 

Anbieter. 

Qualitätsprüfungen  

Wann und wie häufig wird geprüft? 

§ 8 des Ausführungsgesetzes SGB IX 

NRW sieht die Durchführung 

regelmäßiger, anlassunabhängiger 

Prüfungen vor. Dabei definiert das 

Gesetzt den Begriff regelmäßig nicht. Mit 

Blick auf die Regelungen im WTG NRW 

werden Prüfungen in Abständen von rund 

2 Jahren als regelmäßig anzusehen sein. 

Hiervon abzugrenzen sind 

anlassabhängige Prüfungen, die immer 

anlassbezogen durchzuführen sind. 

Was genau wird denn an 

Schriftstücken/Akten geprüft? 

Diese Frage kann so pauschal nicht 

beantwortet werden. 

Nach § 128 SGB IX werden die 

gesetzlichen und vereinbarten Leistungen 

überprüft. Zum Zwecke der 

Übersichtlichkeit werden die geprüften 

gesetzlichen und vertraglichen 

Regelungen bezogen auf Struktur-, 

Prozess- und Ergebnisqualität unter 

folgende Überschriften gefasst: 

1. Qualitätsmanagement 

2. Aufnahmeverfahren 

3. Bedarfserhebung 

4. Dokumentation der 

Leistungserbringung im Einzelfall 

5. Fachgerechte Leistungserbringung 

6. Wirkung und Wirksamkeit 

7. Gewaltschutz 
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8. Beschwerdemanagement 

9. Personal 

Die gesetzlichen bzw. vertraglichen 

Grundlagen der unter diesen 

Überschriften abgeprüften 

Qualitätskriterien finden sich im 

Prüferfassungsbogen zu jeder Frage. 

Gemäß A 8.2 (2) S. 3 LRV NRW kann sich 

die Prüfung auch nur auf einzelne Teile 

der Leistungserbringung beziehen. Der 

entsprechende Bereich ist dann im 

Prüferfassungsbogen mit „nicht geprüft“ 

gekennzeichnet. Eine Begründung, 

warum ein Bereich im Einzelfall nicht 

geprüft wurde, findet sich ggf. im 

Prüfbericht. 

Um auch im Interesse des 

Leistungserbringers eine effiziente 

Durchführung der Prüfung zu 

gewährleisten, erfolgt die Prüfung als 

Fokusprüfung. Der Fokus liegt dabei auf 

der Ausführungsebene („Do“ im PDCA-

Zyklus). Ist hier alles in Ordnung, wird in 

dem entsprechenden Bereich nicht weiter 

geprüft; sollten hier Fehler gefunden 

werden, wird im Sinne des 

„beratungsorientierten Ansatzes“ gem. A 

8.1 (3) LRV NRW in den nächsten Stufen 

die Fehlerursache näher analysiert. 

Daraus ergibt sich die Untergliederung 

der einzelnen Prüfbereiche in folgende 

drei Stufen: 

- Stufe I: Ausführungsebene („Do“ im 

PDCA-Zyklus) 

Die Prüfung beginnt mit der Ebene der 

operativen Ausführung der Leistung. 

Werden hier keine Probleme festgestellt, 

wird unterstellt, dass die konzeptionelle 

Ebene (Stufe II) sowie die Kontrollebene 

(Stufe III) in dem geprüften Bereich den 

Anforderungen entsprechen und das 

Gesamtsystem funktioniert. 

- Stufe II: konzeptionelle Ebene („Plan“ 

im PDCA-Zyklus) 
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Werden Mängel in Stufe I festgestellt, 

wird in den nächsten Stufen nach den 

Gründen dafür gesucht. Daher wird in 

Stufe II die Konzeption des geprüften 

Bereichs betrachtet, da zunächst in einer 

fehlenden oder unzureichenden 

Konzeption mögliche Ursachen für die 

Mängel in der Ausführungsebene 

vermutet werden.  

- Stufe III: Qualitätssicherung/Kontrolle 

(„Control“ im PDCA-Zyklus) 

Wenn eine den Qualitätskriterien 

grundsätzlich genügende Konzeption 

vorhanden ist, die Ausführung jedoch 

mängelbehaftet, ist davon auszugehen, 

dass die Konzeption nicht angemessen 

umgesetzt wird. Daher werden in Stufe 

III die Mechanismen zur 

Qualitätssicherung in diesem Bereich 

näher beleuchtet. 

Der Prüferfassungsbogen ist Teil des 

Prüfberichts. Er bildet eine Übersicht über 

das Geprüfte sowie die Ergebnisse. 

Darüber hinaus stellt er im Sinne des 

beratungsorientierten Ansatzes gem. 8.1 

(3) LRV NRW auch einen klaren 

Erwartungshorizont dar, den es für eine 

vertragsgemäße Leistungserbringung zu 

erreichen gilt. 

Bereiche, in denen keine Fehler gefunden 

wurden, können dem 

Prüferfassungsbogen entnommen und 

werden im Prüfbericht darüber hinaus 

nicht erwähnt. 

Wann werden die Prüfkriterien zu den 

Prüfungen veröffentlicht? 

Eine Veröffentlichung der Prüfkriterien ist 

nicht vorgesehen. 

Sehe die Wichtigkeit des Themas. Hier 

fände ich ein Gütesiegel besser, dem wir 

uns verpflichten. Auditierung statt 

Prüfung, auch könnten Externe uns 

Das Land NRW hat die Träger der 

Eingliederungshilfe in § 8 

Ausführungsgesetz SGB IX in Verbindung 

mit § 128 SGB IX zur Durchführung 

regelmäßigen Qualitätsprüfungen 

verpflichtet. Es gibt insofern einen 
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aufsuchen und wir hier unterstützen -> 

Inklusion. 

verpflichtenden gesetzlichen Auftrag, 

diese durchzuführen. 

 


